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Kooperationsvertrag


zwischen dem

Land Niedersachsen,

vertreten durch das Niedersächsische Kultusministerium

- nachfolgend Land genannt - 


und

der Kommune X, 
(Adresse)
vertreten durch die Hauptverwaltungsbeamtin/den Hauptverwaltungsbeamten

- nachfolgend Kommune genannt - 


über die
Errichtung bzw. Weiterentwicklung der

„Bildungsregion X“



1.	Einleitung
Für die Zukunftsfähigkeit einer Region nimmt Bildung als Erfolgsfaktor eine maßgebliche Rolle ein. Die Profilierung einer Region als Bildungsregion wird damit immer mehr zu einem kommunalen Anliegen. Ziel bildungspolitischer Bemühungen muss es sein, Bedingungen zu schaffen, die den Menschen einer Region unabhängig von ihrer sozialen Ausgangslage und ihrer Herkunft bestmögliche Entwicklungschancen bieten und zur Verringerung von Ungleichheiten beitragen. Vor dem Hintergrund des globalen, technologischen, sozialen und demografischen Wandels ist es unabdingbar, in der Region ein qualitativ hochwertiges und vielfältiges Bildungsangebot vorzuhalten und Möglichkeiten zu schaffen, dass insbesondere alle Kinder und Jugendlichen ihre Bildungspotenziale optimal entfalten können. Der Umfang dieses Anspruchs kann erfolgversprechend nur in engem Zusammenwirken staatlicher und kommunaler Kräfte bewältigt werden. Deshalb bekennen sich das Land und die Kommune ausdrücklich zu ihrer staatlich-kommunalen Gesamtverantwortung. Diese manifestiert sich u. a. in der kooperativen Gestaltung der Bildungsregion X.
In der Bildungsregion werden Kooperationssysteme auf- bzw. weiter ausgebaut und somit insbesondere strukturelle Formen für Vernetzungen erarbeitet und geschaffen. Diese Strukturen können geeignete Anknüpfungspunkte bieten für Förderprojekte wie z. B. „Inklusion durch Enkulturation“ und die mit der Förderinitiative „Transferagenturen Kommunales Bildungsmanagement“ des Bundes sowie des Programms „Bildung integriert“ verfolgten Ziele für den Aufbau eines datenbasierten, kommunalen Bildungsmanagements, um auf diesem Wege nachhaltige Wirkungen für bildungspolitische Maßnahmen vor Ort zu erreichen.
2.	Ziel der Kooperation
Die Kooperationspartner beabsichtigen, den Gesamtprozess „Bildungsregion“ in staatlich-kommunaler Verantwortungsgemeinschaft zu gestalten. Die bisherigen Zuständigkeiten, Verantwortungsbereiche und Entscheidungsbefugnisse des Landes und der Kommune bleiben jeweils erhalten. Zentrales Anliegen einer Bildungsregion im Sinne einer Verantwortungsgemeinschaft ist es, in einem systematischen und langfristig angelegten Prozess unter Einbezug möglichst vieler regionaler Akteure in der Region im Bereich der formalen, non-formalen und informellen Bildung Kooperationssysteme auf- bzw. weiter auszubauen, um die Bildungsbiografien der Menschen bestmöglich zu unterstützen. 
[Hinweis: Regionalspezifische Ausführungen werden an dieser Stelle ergänzt.]
3.	Leistungen der Kooperationspartner
Die Kooperationspartner gestalten ihre Kooperation auf der Grundlage des Rahmenkonzepts für Bildungsregionen in Niedersachsen, das Bestandteil dieses Vertrages ist. Grundlegende Prinzipien der Zusammenarbeit von Land und Kommune X sind Kooperation und Konsens. Zur Erreichung der Ziele der Kooperation schaffen die Kooperationspartner folgende Bedingungen:
Die Kommune X sorgt für die Einrichtung eines Gremiums (Bezeichnung des Gremiums regionalspezifisch anpassen), in dem zwischen Land und Kommune X die Kommunikation der Zusammenarbeit auf Gewinn bringende Weise koordiniert und die strategische Ausrichtung im steten Bemühen um Konsens abgestimmt wird.
Die Kommune X richtet eine regionale Geschäftsstelle ein (Bezeichnung der Geschäftsstelle regional-spezifisch anpassen), um die entsprechenden Prozesse der Information und Kommunikation zu koordinieren. Damit schafft sie auch eine geschäftsführende Einheit zur operativen Umsetzung der im oben genannten Gremium im Konsensverfahren beschlossenen Vorhaben.
Die Kommune X stellt die Arbeitsfähigkeit der Geschäftsstelle mit der entsprechenden personellen und sächlichen Ausstattung sicher. Für die Umsetzung der konsensual vereinbarten Aufgaben und Maßnahmen sind die dafür notwendigen personellen und sächlichen Ressourcen zu hinterlegen, wozu auch die Übernahme der sächlichen Verwaltungsausgaben der Bildungskoordinatorin bzw. des Bildungskoordinators zählen.
Die Kommune X führt Maßnahmen zur Evaluation und Wirkungsüberprüfung der Arbeit der Bildungsregion durch.
Das Land unterstützt die Kommune X und beteiligt sich an der Entwicklung und Gestaltung der Bildungsregion durch folgende Leistungen: 
Das Land wird in einer Bildungsregion im Rahmen der §§ 119 und 120 NSchG durch die Niedersächsische Landesschulbehörde (NLSchB) vertreten, indem die von der NLSchB benannte Vertreterin bzw. der benannte Vertreter Mitglied im oben genannten Gremium der Bildungsregion, optional in anderen Gremien, ist.
Zur Wahrnehmung von Aufgaben in der Geschäftsstelle, insbesondere auch für die Kontakte zu den Schulen, ordnet das Land eine Lehrkraft bis zur Hälfte der jeweils maßgeblichen Regelstundenzahl an die Kommune ab (Bildungskoordinatorin/Bildungskoordinator). Die Lehrkraft wird zunächst für die Dauer von drei Jahren abgeordnet bzw. zugewiesen, sofern der Träger der Bildungsregion nicht die Kommune ist. Das Land trägt die Kosten der Qualifizierung der Bildungskoordinatorin bzw. des Bildungskoordinators.
Das Land regt die Schulen in einer Bildungsregion unter Wahrung ihrer Eigenverantwortlichkeit an, sich an den Angeboten, Projekten und Veranstaltungen der Bildungsregion zu beteiligen, und unterstützt hierdurch die Entwicklung einer Kultur der gemeinsamen Verantwortung im Rahmen der Kooperation der Akteure in der Bildungsregion.
Das Land stellt im Rahmen des Möglichen in der Kommunalen Bildungsdatenbank Daten auf der Ebene der Landkreise und kreisfreien Städte für ein kommunales Bildungsmonitoring zur Verfügung. Das Land beteiligt sich entsprechend seiner Zuständigkeit bei der Entscheidungsfindung, welche Daten auf der Grundlage regionaler Schwerpunktsetzung für ein kommunales Bildungsmonitoring erfasst werden.
4.	Beginn der Kooperation und Auflösung des Vertrags
Die Kooperation beginnt am xx.yy.zz. Grundsätzlich ist die Kooperation auf eine langfristige Zusammenarbeit angelegt. Beide Kooperationspartner vereinbaren, nach drei Jahren auf Basis einer Evaluation und Wirkungsüberprüfung der Arbeit der Bildungsregion über die Weiterführung der Zusammenarbeit zu entscheiden.
[bookmark: _GoBack]Der Vertrag kann jeweils zum 30.6. und 31.12. eines jeden Jahres gekündigt werden. Sollte einer der Kooperationspartner kündigen, so entbindet ihn dies nicht - außer im Falle einer außerordentlichen Kündigung - von der vereinbarten Leistung bis zum 30.06. bzw. 31.12.. Die Kündigung muss schriftlich erklärt werden.
Ein außerordentliches Kündigungsrecht – ohne Einhaltung der o. a. Frist – besteht, wenn ein Partner seine vertraglichen Leistungen nicht mehr erfüllt – z. B. aufgrund haushaltsrechtlicher Vorgaben. 
5.	Allgemeine Bestimmungen
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein oder nach Vertragsschluss unwirksam oder undurchführbar werden, so wird dadurch die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen nicht berührt. Die Kooperationspartner verpflichten sich, anstelle der unwirksamen Bestimmung eine dieser Bestimmung möglichst nahekommende wirksame Regelung zu treffen.
Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrags sind nur im Einvernehmen zwischen den Vertragspartnern möglich und bedürfen der Schriftform.



__________________________________           __________________________________
Ort, Datum	Ort, Datum



__________________________________           __________________________________
Unterschrift Hauptverwaltungsbeamtin/beamter	Unterschrift Niedersächsisches Kultusministerium
oder
Landrätin / Landrat
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